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Beschlussempfehlung 
an die Stadtverordnetenversammlung 
 
Resolution: Impfpflicht? Nein, danke! Für Freiheit und Selbstbestimmung! 
Antrag der AfD-Fraktion 
- 101.19.406 - 
 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Müller 
 

Antrag 
 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

1. Die Stadtverordnetenversammlung spricht sich in aller Deutlichkeit für die 
Rücknahme der einrichtungsbezogenen Impfplicht in Zusammenhang mit der 
Coronavirus-Erkrankung SARS-CoV-2 aus. Des Weiteren lehnt sie die 
Einführung einer allgemeinen wie auch altersabhängigen Impfpflicht 
entschieden ab. 

2. Die Stadtverordnetenversammlung fordert die Bundesregierung und die 
hessische Landesregierung auf, von der allgemeinen, altersabhängigen sowie 
einrichtungsbezogenen Impfpflicht und deren Durchsetzung Abstand zu 
nehmen. 

3. Die Stadtverordnetenversammlung appelliert an alle Abgeordneten im 
Deutschen Bundestag sowie des hessischen Landtags sich entschieden gegen 
die Einführung einer allgemeinen wie auch altersabhängigen Impfpflicht 
auszusprechen und sich aktiv für die Rücknahme der einrichtungsbezogenen 
Impfplicht einzusetzen. 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: AfD 
Ablehnung: B90/Grüne, SPD, CDU, Die Linke 
Enthaltung: -- 
Abwesend: FDP 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Der Antrag der AfD-Fraktion betr. Resolution: Impfpflicht? Nein, danke! Für 
Freiheit und Selbstbestimmung!, 101.19.406, wird abgelehnt. 
 
 
 
Dr. Martina van den Hövel-Hanemann Nicole Eglin 
Vorsitzende  Schriftführerin 




